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Sakske wyše 
zarjadniske sudnistwo 
 
Ihr Ansprechpartner 

 

 
 
Ihr Zeichen 
 
 
Aktenzeichen 
(bitte bei Antwort angeben) 
3 C 90/21 
 
Bautzen, 
30. Juni 2025 
 
 

 

 

 

Hausanschrift: 
Sächsisches Oberverwaltungsge-
richt 
Sakske wyše 
zarjadniske sudnistwo 
Postfach 4443 
02634 Bautzen/Budyšin 
 
Telefon: 
03591-21750 
(Auskunfts- u. Informationsstelle) 
 
Telefax: 
03591-2175500 
    
        
Gekennzeichnete Behinderten- 
parkplätze befinden sich am Haus  
  
Hinweise zum Datenschutz erhal-
ten Sie auf unserer Internet- seite. 
Auf Wunsch senden wir Ihnen 
diese Hinweise auch zu. 
 
Per E-Mail kein Zugang für elek- 
tronisch signierte sowie für ver- 
schlüsselte elektronische Nach- 
richten; nähere Informationen zur 
elektronischen Kommunikation mit 
sächsischen Gerichten und Justiz- 
behörden unter 
https://www.justiz.sachsen.de/E-
Kommunikation 
 

 

 
 
SÄCHSISCHES OBERVERWALTUNGSGERICHT 
Postfach 4443 | 02634 Bautzen 
 

 
Herrn Rechtsanwalt 
Kiril Stawrew 

 

per EGVP 
 
Verwaltungsrechtssache 
Neigel ./. Freistaat Sachsen 
wegen: Unwirksamkeit der SächsCoronaSchVO vom 5. November 2021  

hier: Normenkontrolle 
 
 
Sehr geehrter Herr Rechtsanwalt Stawrew, 

 

der beigefügte Schriftsatz vom 27. Juni 2025, einschließlich der Anlagen, 

wird Ihnen mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 

 

Mit freundlichen Grüßen 
Auf richterliche Anordnung 
 
 

Justizobersekretär 



Rechtsanwalt                                                       

Dr. Dr. Jürgen Rühmann                                      

Vizepräsident des Sächs. Verfassungsgerichtshofes a.D.                        

Präsident des Finanzgerichts a.D.                                              

Rechtsanwalt Dr. Dr. Jürgen Rühmann 

RA Dr. Dr. Jürgen Rühmann,        

  
Sächsisches Oberverwaltungsgericht     Ihre Nachrichten vom 27.05./03.06.2025

Ortenburg 9     Ihr Zeichen  3 C 90/21

02625 Bautzen     Meine Nachricht vom

    Mein Zeichen Neigel ./. SMSGZ

per beA   

    , den 27.06.2025

In der Verwaltungsrechtssache

Frau Julia Neigel, 

rozessbevollmächti t: ZELLER & SEYFFERT Partnerschaft von Rechtsanwälten mbB, 

und zwei weitere

- Antragstellerin -

  

gegen

Freistaat Sachsen, vertr. d.d. Sächsische Staatsministerium für Soziales 

und Gesellschaftlichen Zusammenhalt, Albertstraße 10, 01097 Dresden 

prozessbevollmächtigt: Rechtsanwalt Dr. Dr. Jürgen Rühmann,  

- Antragsgegner -

wegen 

Teilunwirksamkeit der Sächsischen Corona-Schutz-Verordnung vom 

05.11.2021
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Rechtsanwalt Dr. Dr. Jürgen Rühmann 

lege  ich  auf  die  gerichtliche  Bezugsverfügung  vom  27.05.2025  die  anliegenden 
Unterlagen  zu  dem  Vorgang  der  Veröffentlichung  im  Sächsischen  Gesetz-  und 
Verordnungsblatt Nr. 40/2021 vor. 

Im Übrigen verweise  ich  auf  das  gleichfalls  beigefügte  Anschreiben des  Sächsischen 
Staatsministeriums  für  Soziales  und  Gesellschaftlichen  Zusammenhalt  an  mich  vom 
24.06.2025 sowie auf meine bisherigen Schriftsätze. 

Insbesondere  wiederhole  ich  den  Hinweis  aus  meinem  Schriftsatz  vom  30.01.2025 
(Seite 2 f.), wonach es vorliegend überhaupt nicht um die Frage der eventuell fehlenden 
Rechtsgültigkeit der verwaltungsrechtlichen Vorschriften bereits am 22. und/oder am 
23.11.2021 geht, sondern allein um die Zeit ab dem (Beginn des) 24.11.2021, ab dem 
aber keinerlei „Rückwirkung“ (mehr) gegeben war. 

Wäre die „Rückwirkung“ auf den 22. und/oder den 23.11.2021 – was diesseits in Abrede 
gestellt  wird  –  rechtlich  zu  beanstanden,  so  würde  dies  nur  zu  einer  fehlenden 
Gültigkeit der Verordnung (und damit auch ihrer Inkrafttretensregelung) für diesen – 
abtrennbaren – Zeitraum führen, nicht jedoch für die Zeit ab dem 24.11.2021, auf die es  
im vorliegenden Verfahren rechtlich allein ankommt.

Mithin  wäre  auch  in  einem  solchen  Fall  nicht  die  Voraussetzung  des  –  von  der 
Antragstellerin erstrebten – Rückgriffs auf Art. 76 Abs. 3 S. 2 SächsVerf gegeben, dass 
bei der zu prüfenden Rechtsnorm eine Bestimmung über den Tag ihres Inkrafttretens 
gefehlt habe.

Dr. Dr. Jürgen Rühmann   

Rechtsanwalt



 
 

   

 

SÄCHSISCHES STAATSMINISTERIUM FÜR SOZIALES, GESUNDHEIT UND 
GESELLSCHAFTLICHEN ZUSAMMENHALT 
Albertstraße 10 | 01097 Dresden 

Rechtsanwalt Dr. Dr. Jürgen Rühmann 
 

 

 
Corona-Hauptsacheverfahren 3 C 90/21 
 
 
Sehr geehrter Herr Dr. Dr. Rühmann, 
 
beigefügt wird - entsprechend der Anforderung des Oberverwaltungsgerichts 
Bautzen - der teilweise geschwärzte Vertrag der Sächsischen Staatskanzlei 
mit der SV Saxonia Verlag für Recht, Wirtschaft und Kultur GmbH übersandt 
(Anlagen 1a bis 1d, einschließlich Leistungsbeschreibung, Angebot und die 
AGB der SK). Die weiteren Anlagen zum Vertrag wurden nicht beigefügt, da 
sie die Bezugspreise der einzelnen Veröffentlichungsblätter beinhalten. 
 
Zu dem Schriftsatz der Klägerin vom 30. Mai 2025 wird darüber hinaus wie 
folgt Stellung genommen: 
 
Entsprechend § 7 Absatz 2 des Vertrages ist der Auftragnehmer zum Vertrieb 
und Versand des Gesetzes- und Verordnungsblattes verpflichtet, er hat hier-
für die eigene wirtschaftliche Verantwortung. Eine Übersendung der gedruck-
ten Exemplare des Gesetzes- und Verordnungsblattes an die Sächsische 
Staatskanzlei, die dann wiederum den weiteren Versand übernehmen 
müsste, wäre nicht nur umständlich, sondern auch nicht mit der vertraglichen 
Regelung vereinbar. 
 
Dass der Text der Corona-Notfall-Verordnung vom 19. November 2021 auf 
der Internetseite des SMS erst am 25. November 2021 ohne einen Platzhalter 
in § 1 Absatz 2 vorhanden war, stellt kein Indiz dafür dar, dass bis zu diesem 
Zeitpunkt keine endgültige Version dieser Verordnung vorlag. Selbst wenn 
man dem eine Indizwirkung zusprechen wöllte, ist darauf zu verweisen, dass 
das fertige Gesetzes- und Verordnungsblatt 40/2021 bereits am 20. Novem-
ber 2021 gegen 17 Uhr in das Intranet des Freistaates Sachsen gestellt wurde 
(siehe Anlage 2, Screenshot der Dokumenteneigenschaften des im Intranet 
des Freistaates Sachsen befindlichen Gesetzes- und Verordnungsblattes 
40/2021). 
 
Daher ist die Behauptung der Antragstellerin, erst zu einem späteren Zeit-
punkt hätte ein endgültiger Verordnungstext bestanden, zurückzuweisen. 
 
Hinsichtlich des Prüfattests bleibt es dabei, dass das verwaltungsintern gere-
gelte Verfahren bezüglich der Erstellung eines Normentwurfs im Vorfeld einer 

Ihr/-e Ansprechpartner/-in 

Durchwahl 

 

Ihr Zeichen 
 

Ihre Nachricht vom 
 
 
Aktenzeichen 
(bitte bei Antwort angeben) 

 
 
Dresden, 
24. Juni 2025 

 

Hausanschrift: 
Sächsisches Staatsministerium 
für Soziales, Gesundheit und 
Gesellschaftlichen Zusammen-
halt 
Referat 15 | Rechtsangelegenhei-
ten und Vergabestelle 
Albertstraße 10 
01097 Dresden 
 
www.sms.sachsen.de 
 
Leitweg-ID 14-0801001SMS01-02 
 
Verkehrsanbindung: 
Zu erreichen mit den Straßen-
bahnlinien 3, 7  
Haltestelle Carolaplatz 
 
*Information zum Zugang für 
verschlüsselte/signierte E-Mails/ 
elektronische Dokumente unter 
www.sms.sachsen.de/kontakt.html 
 
Datenschutzinformationen unter 
www.sms.sachsen.de/datenschutz.html 

2
02
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16
27
92
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Kabinettsbefassung nicht relevant ist für die Frage des Vorliegens einer wirksamen 
Rechtsnorm. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
 

Referent 
 
Anlagen 
Vertrag Sächsische Staatskanzlei - Saxonia Verlag 
Screenshot Intranet 
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I. Hintergrund 
Gesetze, Verordnungen und Verwaltungsvorschriften sind in den sächsischen Verkündungs- 
und Veröffentlichungsblättern zu verkünden bzw. zu veröffentlichen. Dies erfolgt zunächst 
weiterhin in Papierform. Es besteht zusätzlich ein Bedarf, das Landesrecht elektronisch ab-
zubilden und verfügbar zu machen. Dies erfolgt seit vielen Jahren durch das Verfahren 
„Recht und Vorschriftenverwaltung Sachsen – REVOSax“. In REVOSax werden die in den 
sächsischen Verkündungs- und Veröffentlichungsblättern enthaltenen Rechtsvorschriften 
erfasst sowie in konsolidierter Fassung bereitgestellt. Die Daten im Rahmen des Verkün-
dungs- und Veröffentlichungsverfahrens sind Datengrundlage für die Pflege von REVOSax. 
Insofern sind beide Leistungsgegenstände eng miteinander verknüpft. Durch das vorliegende 
Vergabeverfahren soll daher ein Dienstleister gefunden werden, der diese Leistungen zu-
sammen anbietet. 
 

II. Auftragsgegenstand 

A. Herstellung und Vertrieb der amtlichen Verkündungs- und Veröf-
fentlichungsblätter des Freistaates Sachsen 
 

1. Sächsisches Gesetz- und Verordnungsblatt 
 

1.1 Vorbemerkung 
 
Die Sächsische Staatskanzlei ist Herausgeberin des Sächsischen Gesetz- und Verord-
nungsblattes. Im Sächsischen Gesetz- und Verordnungsblatt werden die Gesetze und 
Rechtsverordnungen des Freistaates Sachsen sowie sonstige Bekanntmachungen, wie etwa 
Entscheidungsformeln des Verfassungsgerichtshofes des Freistaates Sachsen und das In-
krafttreten von Staatsverträgen, verkündet bzw. veröffentlicht (siehe auch Ziffer II Nummer 2 
VwV Veröffentlichungsblätter). 
 
Die Konzeption für die Herstellung und den Vertrieb des Sächsischen Gesetz- und Verord-
nungsblattes ist auf der Grundlage nachfolgender Leistungsbeschreibung zu erstellen und 
anzubieten. Dabei sind die aufgeführten Kriterien als Mindestanforderungen zu verstehen. 
Die vorgegebenen Anlagen sind zu verwenden. 
 

1.2 Gestaltung 
 
a) Das Sächsische Gesetz- und Verordnungsblatt wird grundsätzlich 1/1-farbig gedruckt. 
Farbdrucke, insbesondere Karten, Wappen, Flaggen oder sonstige Zeichen, sind herzustel-
len, soweit hierfür ein gesetzliches oder sonstiges besonderes Bedürfnis besteht. Das For-
mat ist DIN A4. Es sind drei unterschiedliche Papiersorten (jeweils mit Beifügung eines Mus-
ters) und die dazugehörigen Preise anzubieten (Anlage 2).  
 
b) Das Sächsische Gesetz- und Verordnungsblatt führt im Kopf die Leitmarke der Sächsi-
schen Staatskanzlei entsprechend der Anlage zur VwV Erscheinungsbild. 
 

https://www.revosax.sachsen.de/vorschrift/5581?redirect_succesor_allowed=1#romII
https://www.revosax.sachsen.de/vorschrift/5581?redirect_succesor_allowed=1#romII
https://www.revosax.sachsen.de/vorschrift/12484?redirect_succesor_allowed=1#xanl
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c) Das Sächsische Gesetz- und Verordnungsblatt ist zu gliedern in 
 - Gesetze, 
 - Rechtsverordnungen, 
 - sonstige Bekanntmachungen. 
  
Das Deckblatt hat ein Inhaltsverzeichnis zu enthalten. 
 
d) Als Beilage zu einer regulären Ausgabe zu Beginn eines Kalenderjahres ist ein Jahres-
inhaltsverzeichnis zu erstellen. Dieses hat mindestens eine chronologische Übersicht der 
Einzelausgaben, eine alphabetische Liste der Kurzbezeichnungen und Abkürzungen der 
verkündeten Rechtsvorschriften sowie eine alphabetische Stichwortliste zu enthalten. 
 

1.3 Verkündungs-/Veröffentlichungsverfahren 
 
Für den Ablauf des Verkündungs-/Veröffentlichungsverfahrens (Eingang eines zu verkün-
denden/zu veröffentlichenden Textes bei der Herausgeberin bis zur Verkün-
dung/Veröffentlichung im Sächsischen Gesetz- und Verordnungsblatt) ist vom Bieter ein 
Konzept vorzulegen. Dabei ist eine ausschließlich elektronische Lösung Bedingung. Der 
Aufwand für den Auftraggeber sollte so gering und so einfach wie möglich gestaltet sein. Als 
Dokumentenaustauschformat ist grundsätzlich Microsoft Office, für spezielle Vorlagen, wie 
etwa Formulare, das PDF-Format vorzusehen. Im Konzept sind die grundsätzlichen Zeiträu-
me (Einsendeschluss, Autorenkorrektur, Erscheinungstag) beispielshaft anzugeben. Dabei 
muss auch die Möglichkeit zugesichert werden, dass der Auftragnehmer bis sechs Arbeitsta-
ge vor Erscheinungstermin Texte zur Veröffentlichung annimmt.  
Bietergemeinschaften haben die interne Verteilung der Leistungserbringung nachvollziehbar 
darzustellen.  
 

1.4 Erscheinungsweise 
 
a) Das Sächsische Gesetz- und Verordnungsblatt erscheint je nach Bedarf in unregelmä-
ßigen Abständen. Tendenziell sind 17 Ausgaben im Jahr erforderlich. In den letzten fünf Jah-
ren stellten sich die Umfänge wie folgt dar: 

 
2013: 18 Ausgaben, 1120 Seiten, 
2014: 17 Ausgaben, 692 Seiten, 
2015:  16 Ausgaben, 708 Seiten 
2016: 16 Ausgaben, 608 Seiten, 
2017: 19 Ausgaben, 672 Seiten. 
 
b) Mit dem Erscheinungstag der Printversion ist eine elektronische Leseversion im eige-
nen Internetangebot des Auftragnehmers für jedermann zur Verfügung zu stellen. Die Stand-
zeit der Ausgaben hat unbegrenzt zu sein. 
 
Darüber hinaus ist ein eigenes Internetangebot mit allen Informationen zur Printversion und 
zur elektronischen Version zu schaffen. Werbung, die mit dem Ansehen des Auftraggebers 
und dem Zweck der Verkündungen/Veröffentlichungen nicht im Widerspruch steht, ist hierbei 
zugelassen.  
  
c) Dem Auftraggeber ist gleichzeitig eine ausdruckbare elektronische Version für das In-
tranet der Landesverwaltung zur Verfügung zu stellen, die layoutkonform zur Printversion ist. 
 



Anlage 1 

6 
 

1.5 Weitere Pflichten des Auftragnehmers 
 
a) Der Auftragnehmer hat sicherzustellen, dass er über Telefon und E-Mail zu den übli-
chen Geschäftszeiten (Montag bis Donnerstag 8.00 – 17.00 Uhr, Freitag 8.00 – 15.00 Uhr) 
jederzeit erreichbar ist.  
 
b) Der Auftragnehmer verpflichtet sich zur Annahme und bevorzugten Ausführung der 
Aufträge. Eine ordnungsgemäße inhaltliche und drucktechnische Ausführung entsprechend 
der Vorlagen ist zu gewährleisten.  
 
c) Der Auftragnehmer übernimmt in eigener wirtschaftlicher Verantwortung die gesamte 
verlegerische Arbeit, wozu unter anderem Vertrieb, Kundenbetreuung, Werbung, Abrech-
nung, Lagerhaltung und Versand von Pflichtexemplaren gehören. Das Sächsische Gesetz- 
und Verordnungsblatt ist an dem Tag auszuliefern, der als Erscheinungstag bestimmt ist. Die 
Einlieferung bei der Post muss so rechtzeitig erfolgen, dass die jeweilige Ausgabe bei nor-
malem postalischem Ablauf am Erscheinungstag beim Empfänger eintrifft.  
 
d) Das Sächsische Gesetz- und Verordnungsblatt muss als Printversion und elektroni-
sche Version jeweils über Abonnement und Einzelbestellung beziehbar sein.   
 
e) Der Auftragnehmer erhält rechtzeitig vor Vertragsbeginn die aktuelle Bezieherdatei. Er 
verpflichtet sich, die ihm übergebenen Daten zu sichern und zu pflegen. Dem Auftraggeber 
ist auf Verlangen jederzeit über Umfang und konkrete Zusammensetzung der Bezieherkreise 
Auskunft zu geben, gegebenenfalls Einsicht in die hierüber vorhandenen Unterlagen zu ge-
währen und die aktuelle Bezieherdatei bei Vertragsende in elektronischer Form dem Auf-
traggeber zu übergeben.  
 
f) Der Auftragnehmer muss kurzfristige technische Weiterentwicklungen und rechtliche 
Änderungen, die in irgendeiner Weise Einfluss auf den Auftragsgegenstand haben, konzep-
tionell aufbereiten und in Absprache mit dem Auftraggeber einführen.  
 

1.6 Finanzierung 
 
Der Auftraggeber übernimmt keine Kosten, die sich durch die Herstellung und den Vertrieb 
des Sächsischen Gesetz- und Verordnungsblattes in der Printversion sowie in der elektroni-
schen Version ergeben. Die Veröffentlichungen im Sächsischen Gesetz- und Verordnungs-
blatt sind kostenfrei. Das Sächsische Gesetz- und Verordnungsblatt finanziert sich allein 
über den Verkauf.  
 
Derzeit bestehen 799 Print-Abonnements, 369 Abonnements für die elektronische Version 
sowie 27 kombinierte Abonnements print/elektronisch. Darüber hinaus sind dem Auftragge-
ber 22 Freiexemplare frei Haus zur Verfügung zu stellen.  
 
Das Preisblatt (Anlage 3) ist vollständig auszufüllen. Die Nettopreise, mögliche Versand- und 
Portokosten sowie die Mehrwertsteuer sind gesondert auszuweisen. Ferner ist anzugeben, 
für welchen Zeitraum die Preise mindestens garantiert werden.  
 
 

2. Sächsisches Amtsblattes mit der Beilage „Amtlicher An-
zeiger“ sowie Sonderdrucke zum Sächsischen Amtsblatt 
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2.1 Vorbemerkung 
 
Die Sächsische Staatskanzlei ist Herausgeberin des Sächsischen Amtsblattes mit dem Amt-
lichen Anzeiger sowie der Sonderdrucke zum Sächsischen Amtsblatt. Im Sächsischen Amts-
blatt werden Rechtsverordnungen, soweit eine Verkündung im Sächsischen Amtsblatt ge-
setzlich vorgesehen ist, Verwaltungsvorschriften und amtliche Bekanntmachungen vorwie-
gend staatlicher Stellen veröffentlicht. Da das Ministerialblatt des Sächsischen Staatsministe-
riums der Finanzen eingestellt wird, sind alle bisher dort veröffentlichten Inhalte (z. B. Be-
kanntmachung von Tarifverträgen) zukünftig im Sächsischen Amtsblatt zu veröffentlichen. 
Der Amtliche Anzeiger enthält Bekanntmachungen sonstiger öffentlicher Stellen einschließ-
lich Bekanntmachungen ohne amtlichen Charakter im engeren Sinne wie Stellenausschrei-
bungen, Verkaufsanzeigen, Hinweise auf Veranstaltungen oder Mitteilungen über Prüfungs-
termine (siehe auch Ziffern III und IV VwV Veröffentlichungsblätter). Sonderdrucke zum 
Sächsischen Amtsblatt erscheinen bei sehr umfangreichen oder speziellen Veröffentlichun-
gen (z. B. die Bereinigten Sammlungen der Verwaltungsvorschriften der Staatsregierung, 
Staatskanzlei und Staatsministerien oder Verwaltungsvorschriften zur Sächsischen Haus-
haltsordnung).  
 
Die Konzeption für die Herstellung und den Vertrieb des Sächsischen Amtsblattes mit dem 
Amtlichen Anzeiger sowie der Sonderdrucke zum Sächsischen Amtsblatt ist auf der Grund-
lage nachfolgender Leistungsbeschreibung zu erstellen und anzubieten. Dabei sind die auf-
geführten Kriterien als Mindestanforderungen zu verstehen. Die vorgegebenen Anlagen sind 
zu verwenden. 
 

2.2 Gestaltung 
 
a) Das Sächsische Amtsblatt, der Amtliche Anzeiger und die Sonderdrucke werden 
grundsätzlich 1/1-farbig gedruckt. Farbdrucke, insbesondere Karten, Wappen, Flaggen oder 
sonstige Zeichen, sind herzustellen, soweit hierfür ein gesetzliches oder sonstiges besonde-
res Bedürfnis besteht. Das Format ist DIN A4. Es sind drei unterschiedliche Papiersorten 
(jeweils mit Beifügung eines Musters) und die dazugehörigen Preise anzubieten (Anlage 2). 
 
b) Das Sächsische Amtsblatt und die Sonderdrucke führen im Kopf die Leitmarke der 
Sächsischen Staatskanzlei entsprechend der Anlage zur VwV Erscheinungsbild. 
 
c) Das Sächsische Amtsblatt gliedert sich in Veröffentlichungen  
 - des Sächsisches Landtages, 
 - der Sächsischen Staatsregierung, 
 - der Sächsischen Staatskanzlei, 
 - der einzelnen Sächsischen Staatsministerien, 
 - der Landesdirektion Sachsen, 
 - anderer Behörden und Körperschaften. 
 
Als Beilage zu einer regulären Ausgabe zu Beginn eines Kalenderjahres ist jeweils ein Jah-
resinhaltsverzeichnis zum Sächsischen Amtsblatt und zu den Sonderdrucken des Vorjahres 
zu erstellen. Diese haben mindestens eine chronologische Übersicht der Einzelausgaben, 
eine alphabetische Liste der Kurzbezeichnungen und Abkürzungen der veröffentlichten Vor-
schriften sowie eine alphabetische Stichwortliste zu enthalten. 
 
d) Der Amtliche Anzeiger ist derzeit in folgende Sparten unterteilt: 
 - Landesbehörden, 
 - sonstige Körperschaften, Anstalten und Stiftungen, 
 - Gerichte, 

https://www.revosax.sachsen.de/vorschrift/5581?redirect_succesor_allowed=1#romIII
https://www.revosax.sachsen.de/vorschrift/12484?redirect_succesor_allowed=1#xanl
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 - Stellenausschreibungen.  
 
Auch für den Amtlichen Anzeiger ist ein Jahresinhaltsverzeichnis zu erstellen, welches zu-
sammen mit dem Inhaltsverzeichnis zum Sächsischen Amtsblatt erscheinen kann. In Anbe-
tracht der Inhalte ist keine Gliederung wie unter Buchstabe c erforderlich; ein rasches Auffin-
den der Inhalte ist aber zu gewährleisten. 
 

2.3 Veröffentlichungsverfahren 
 
a) Mit Ausnahme der Rechtsverordnungen und Verwaltungsvorschriften ist der Auftrag-
nehmer für die Veröffentlichungen im Sächsischen Amtsblatt, im Amtlichen Anzeiger und im 
Rahmen von Sonderdrucken verantwortlich. Der Auftragnehmer hat im Hinblick auf ein ein-
heitliches Erscheinungsbild durch den Einsatz geeigneten Personals sicherzustellen, dass 
die zu veröffentlichenden Texte grundsätzlich den Anforderungen der Anlage 2 VwV Normer-
lass in Verbindung mit dem Handbuch der Rechtsförmlichkeit, herausgegeben vom Bun-
desministerium der Justiz, entsprechen. Sollten Auftragnehmer und einreichende Stelle ge-
gensätzliche Auffassungen über die Fassung des zu veröffentlichenden Textes haben, ist die 
Auffassung der einreichenden Stelle maßgeblich.  
 
b) Für den Ablauf des Veröffentlichungsverfahrens ist vom Bieter ein Konzept vorzulegen. 
Dabei sind zum einen der Ablauf für die Veröffentlichung von Rechtsverordnungen und Ver-
waltungsvorschriften (Einbeziehung der Herausgeberin/Auftraggeber) und zum anderen der 
Ablauf für die übrigen Veröffentlichungen (direkter Kontakt zwischen einreichender Stelle und 
Auftragnehmer) darzustellen. Dabei ist eine ausschließlich elektronische Lösung Bedingung. 
Der Aufwand für den Auftraggeber/die einreichenden Stellen sollte so gering und so einfach 
wie möglich gestaltet sein. Als Dokumentenaustauschformat ist grundsätzlich Microsoft 
Office, für spezielle Vorlagen, wie etwa Formulare, das PDF-Format vorzusehen. Im Konzept 
sind die grundsätzlichen Zeiträume (Einsendeschluss, Autorenkorrektur, Erscheinungstag) 
beispielhaft anzugeben. Bietergemeinschaften haben die interne Verteilung der Leistungser-
bringung nachvollziehbar darzustellen. 
 

2.4 Erscheinungsweise 
 
a) Das Sächsische Amtsblatt und der Amtliche Anzeiger erscheinen zusammen einmal 
wöchentlich, jeweils donnerstags. Ist der Donnerstag ein Feiertag, ist Erscheinungstag der 
nächste Arbeitstag. Sonderdrucke sind je nach Bedarf zu erstellen. In den letzten fünf Jahren 
stellten sich die Umfänge wie folgt dar: 
 
   

 Sächsisches  
Amtsblatt 

Amtlicher Anzeiger Sonderdruck 

2013 52 Ausgaben 
1316 Seiten 
 

52 Ausgaben 
508 Seiten 

7 Ausgaben 
936 Seiten 

2014 52 Ausgaben 
1680 Seiten 
 

52 Ausgaben 
716 Seiten 

6 Ausgaben 
408 Seiten 

2015 53 Ausgaben 
1892 Seiten 
 

53 Ausgaben 
756 Seiten 

6 Ausgaben 
436 Seiten 

2016 52 Ausgaben 
1612 Seiten 

52 Ausgaben 
864 Seiten 

8 Ausgaben 
776 Seiten 

https://www.revosax.sachsen.de/vorschrift/14038-VwV-Normerlass#anl2
https://www.revosax.sachsen.de/vorschrift/14038-VwV-Normerlass#anl2
http://hdr.bmj.de/vorwort.html


Anlage 1 

9 
 

 
2017 52 Ausgaben 

1744 Seiten 
 

52 Ausgaben 
1004 Seiten 

5 Ausgaben 
440 Seiten 

 
b) Mit dem Erscheinungstag der Printversion ist eine elektronische Leseversion im eige-
nen Internetangebot für jedermann zur Verfügung zu stellen. Die Standzeit der Ausgaben hat 
unbegrenzt zu sein. 
 
Darüber hinaus ist ein eigenes Internetangebot mit allen Informationen der Printversion und 
der elektronischen Version zu schaffen. Werbung, die mit dem Ansehen des Auftraggebers 
und dem Zweck der Verkündungen/Veröffentlichungen nicht im Widerspruch steht, ist hierbei 
zugelassen.  
  
c) Dem Auftraggeber ist gleichzeitig eine ausdruckbare elektronische Version für das In-
tranet der Landesverwaltung zur Verfügung zu stellen, die layoutkonform zur Printversion ist. 
 

2.5 Weitere Pflichten des Auftragnehmers 
 
a) Der Auftragnehmer hat sicherzustellen, dass er über Telefon und E-Mail zu den übli-
chen Geschäftszeiten (Montag bis Donnerstag 8.00 – 17.00 Uhr, Freitag 8.00 – 15.00 Uhr) 
jederzeit erreichbar ist.  
 
b) Der Auftragnehmer verpflichtet sich zur Annahme und bevorzugten Ausführung der 
Aufträge. Eine ordnungsgemäße inhaltliche und drucktechnische Ausführung entsprechend 
der Vorlagen ist zu gewährleisten.  
 
c) Der Auftragnehmer übernimmt in eigener wirtschaftlicher Verantwortung die gesamte 
verlegerische Arbeit, wozu unter anderem Vertrieb, Kundenbetreuung, Werbung, Abrech-
nung, Lagerhaltung und Versand von Pflichtexemplaren gehören. Das Sächsische Amtsblatt 
mit dem Amtlichen Anzeiger und die Sonderdrucke sind an dem Tag auszuliefern, der als 
Erscheinungstag bestimmt ist. Die Einlieferung bei der Post muss so rechtzeitig erfolgen, 
dass die jeweilige Ausgabe bei normalem postalischem Ablauf am Erscheinungstag beim 
Empfänger eintrifft.  
 
d) Das Sächsische Amtsblatt mit dem Amtlichen Anzeiger und die Sonderdrucke müssen 
als Printversion und elektronische Version jeweils über Abonnement und Einzelbestellung 
beziehbar sein.  
  
e) Der Auftragnehmer erhält rechtzeitig vor Vertragsbeginn die aktuelle Bezieherdatei. Er 
verpflichtet sich, die ihm übergebenen Daten zu sichern und zu pflegen. Dem Auftraggeber 
ist auf Verlangen jederzeit über Umfang und konkrete Zusammensetzung der Bezieherkreise 
Auskunft zu geben, gegebenenfalls Einsicht in die hierüber vorhandenen Unterlagen zu ge-
währen und die aktuelle Bezieherdatei bei Vertragsende in elektronischer Form dem Auf-
traggeber zu übergeben. 
 
f) Der Auftragnehmer muss kurzfristige technische Weiterentwicklungen und rechtliche 
Änderungen, die in irgendeiner Weise Einfluss auf den Auftragsgegenstand haben, konzep-
tionell aufbereiten und in Absprache mit dem Auftraggeber einführen.  
 
g) Der Auftragnehmer hat spätestens bis Mitte November eines jeden Jahres eine Über-
sicht mit den Terminen für den Einsendeschluss, die Autorenkorrektur und dem Erschei-
nungstag aller Ausgaben des Sächsischen Amtsblattes für das darauffolgende Kalenderjahr 
zu erstellen und dem Auftraggeber zu übersenden (vgl. SächsABl. 2017 S. 1540).  
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2.6 Finanzierung 
 
Der Auftraggeber übernimmt keine Kosten, die sich durch die Herstellung und den Vertrieb 
des Sächsischen Amtsblattes mit dem Amtlichen Anzeiger und der Sonderdrucke in der 
Printversion sowie in der elektronischen Version ergeben. Die Veröffentlichungen im Sächsi-
schen Amtsblatt, im Amtlichen Anzeiger und im Sonderdruck sind kostenfrei. Das Sächsi-
sche Amtsblatt finanziert sich über den Verkauf. Im Sächsischen Amtsblatt und im Amtlichen 
Anzeiger können getrennt von den Veröffentlichungen Werbeanzeigen des Auftragnehmers 
oder Dritter platziert werden. Die Werbung darf zu dem Ansehen des Auftraggebers und dem 
Zweck des Sächsischen Amtsblattes nicht im Widerspruch stehen. 
 
Derzeit bestehen 671 Print-Abonnements, 375 Abonnements für die elektronische Version 
sowie 22 kombinierte Abonnements print/elektronisch. Darüber hinaus sind dem Auftragge-
ber 35 Freiexemplare (Sächsisches Amtsblatt) und 33 Freiexemplare (Sonderdruck) frei 
Haus zur Verfügung zu stellen.  
 
Das Preisblatt (Anlage 4) ist vollständig auszufüllen. Die Nettopreise, mögliche Versand- und 
Portokosten sowie die Mehrwertsteuer sind gesondert auszuweisen. Ferner ist anzugeben, 
für welchen Zeitraum die Preise mindestens garantiert werden.  
 
 

3.  Ministerialblatt des Sächsischen Staatsministeriums für 
Kultus 
 

3.1 Vorbemerkung 
 
Das Sächsische Staatsministerium für Kultus (SMK) gibt ein Ministerialblatt heraus. Darin 
enthalten sind insbesondere Verwaltungsvorschriften, Bekanntmachungen und Ausschrei-
bungen des SMK. Die inhaltliche Verantwortung für die Veröffentlichungen liegt beim SMK. 
Das Ministerialblatt erscheint in der Regel am ersten Donnerstag des Monats.   
 
Die Konzeption für die Herstellung und den Vertrieb des Ministerialblattes ist auf der Grund-
lage nachfolgender Leistungsbeschreibung zu erstellen und anzubieten. Dabei sind die auf-
geführten Kriterien als Mindestanforderungen zu verstehen. Die vorgegebenen Anlagen sind 
zu verwenden. 
 

3.2 Gestaltung 
 
a) Das Ministerialblatt SMK wird grundsätzlich 1/1-farbig gedruckt. Farbdrucke, insbesondere 
Karten, Wappen, Flaggen oder sonstige Zeichen, sind herzustellen, soweit hierfür ein ge-
setzliches oder sonstiges besonderes Bedürfnis besteht. Das Format ist DIN A4. Es sind drei 
unterschiedliche Papiersorten (jeweils mit Beifügung eines Musters) und die dazugehörigen 
Preise anzubieten (Anlage 2). 
 
b) Das Ministerialblatt SMK führt im Kopf die Leitmarke des Sächsischen Staatsministeriums 
für Kultus entsprechend der Anlage zur VwV Erscheinungsbild. 
 

https://www.revosax.sachsen.de/vorschrift/12484?redirect_succesor_allowed=1#xanl
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3.3 Veröffentlichungsverfahren 
Das Veröffentlichungsverfahren hat dem des Sächsischen Amtsblattes zu entsprechen. 
 

3.4 Erscheinungsweise 
a) Das Ministerialblatt SMK erscheint einmal monatlich zusammen mit dem Sächsischen 
Amtsblatt. In den letzten fünf Jahren stellten sich die Umfänge wie folgt dar: 
 
2013: 11 Ausgaben, 304 Seiten, 
2014: 10 Ausgaben, 220 Seiten, 
2015: 12 Ausgaben, 440 Seiten, 
2016: 11 Ausgaben, 364 Seiten, 
2017: 13 Ausgaben, 608 Seiten. 
 
Das Sächsische Schulbuchverzeichnis wird regelmäßig als Sonderausgabe im Januar her-
ausgegeben. 
 
b) Mit dem Erscheinungstag der Printversion ist eine elektronische Leseversion im eigenen 
Internetangebot für jedermann zur Verfügung zu stellen. Die Standzeit der Ausgaben hat 
unbegrenzt zu sein. 
 
c) Darüber hinaus ist ein eigenes Internetangebot mit allen Informationen der Printversion 
und der elektronischen Version zu schaffen. Werbung, die mit dem Ansehen des Auftragge-
bers und dem Zweck der Verkündungen/Veröffentlichungen nicht im Widerspruch steht, ist 
hierbei zugelassen.  
  
d) Dem Auftraggeber ist gleichzeitig eine ausdruckbare elektronische Version für das Intranet 
der Landesverwaltung zur Verfügung zu stellen, die layoutkonform zur Printversion ist. 
 

3.5 Weitere Pflichten des Auftragnehmers 
Die Anforderungen unter Nummer 2.5 gelten entsprechend. 
 

3.6 Finanzierung 
Der Auftraggeber übernimmt keine Kosten, die sich durch die Herstellung und den Vertrieb 
des Ministerialblattes SMK in der Printversion sowie in der elektronischen Version ergeben. 
Die Veröffentlichungen im Ministerialblatt SMK sind kostenfrei. Das Ministerialblatt SMK fi-
nanziert sich über den Verkauf. Im Ministerialblatt SMK können getrennt von den Veröffentli-
chungen Werbeanzeigen des Auftragnehmers oder Dritter platziert werden. Die Werbung 
darf mit dem Ansehen des Auftraggebers und dem Zweck des Ministerialblattes SMK nicht 
im Widerspruch stehen. 
 
Derzeit bestehen für das Ministerialblatt SMK 1774 Print-Abonnements, 118 Abonnements in 
elektronischer Form und 31 kombinierte Abonnements print/elektronisch.  
 
Das Preisblatt (Anlage 5) ist vollständig auszufüllen. Die Nettopreise, mögliche Versand- und 
Portokosten sowie die Mehrwertsteuer sind gesondert auszuweisen. Ferner ist anzugeben, 
für welchen Zeitraum die Preise mindestens garantiert werden. Der Bezug des Ministerial-
blattes SMK muss auch ohne den Hauptteil des Sächsischen Amtsblattes möglich sein. 
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B. Erfassung, Bereitstellung und Pflege des konsolidierten Landes-
rechts 
 

1. Vorbemerkung 
Das bereits seit 1999 existierende elektronische Landesrecht Sachsen wurde im Jahr 2006 
mit der elektronischen Vorschriftenverwaltung zu REVOSax (Recht und Vorschriftenverwal-
tung Sachsen) zusammengefasst. Seit März 2007 wird REVOSax mit den beiden Teilen 
konsolidiertes Landesrecht und Vorschriftenverwaltung bereitgestellt. 
 
Das konsolidierte Landesrecht umfasst die verkündeten und veröffentlichten Vorschriften 
(Gesetze, Staatsverträge einschließlich der Zustimmungsgesetze, Rechtsverordnungen, 
veröffentlichte Verwaltungsvorschriften einschließlich der Förderrichtlinien mit ihren jeweili-
gen Änderungsvorschriften) und steht allen Nutzern zur Verfügung.  
 
Die Vorschriftenverwaltung enthält zusätzlich die unveröffentlichten Verwaltungsvorschriften 
sowie die Metadaten aller landesrechtlichen Vorschriften und steht den Nutzern des Sächsi-
schen Verwaltungsnetzes (SVN) sowie den Nutzern des Kommunalen Datennetzes (KDN), 
soweit für diese freigegeben, zur Verfügung.  
 
Die derzeit im Einsatz befindliche technische Lösung, die bestehenden Gestaltungsvorgaben 
sowie alle anderen Funktionalitäten sind beizubehalten (vgl. www.revosax.sachsen.de). Die 
technische Lösung ist in Anlage 6 beschrieben. Der Bieter hat sein Angebot so zu gestalten, 
dass keine Änderungen oder Anpassungen an der technischen Lösung beim Auftraggeber 
erforderlich sind.  
 
Die Erfassung, Pflege und Bereitstellung der Vorschriften ist auf der Grundlage der nachfol-
genden Leistungsbeschreibung zu erstellen. Dabei sind die aufgeführten Kriterien als Min-
destanforderungen zu verstehen. Das Preisangebot (Anlage 7) ist auszufüllen. 
 

2. Bestehende Gestaltungsvorgaben 
1. Die Gestaltung der HTML-Oberfläche richtet sich nach der Anlage zur VwV Erscheinungs-
bild, der Gestaltungsrichtlinie für Internetangebote des Freistaates Sachsen (Styleguide – 
www.design.sachsen.de). 
 
2. Die Anwendung muss mit Endgeräten mit unterschiedlichen Bildschirmgrößen nutzbar 
sein (Responsive Design). Mindestanforderung sind die folgenden Stopppunkte:  
- großer Desktop: Auflösung ≥ 1200 Pixel, 
- kleiner Desktop: Auflösung ≥ 992 Pixel und ≤ 1199Pixel,  
- Tablets: Auflösung ≥ 768 Pixel und ≤ 991 Pixel sowie  
- Smartphones: Auflösung 768 Pixel.  
 
3. Als Portalseiten der Thematischen Hauptnavigation sind Amt24, Einheitliche Ansprech-
partner, FÖMISAX Fördermitteldatenbank, Medienservice, Moderne Verwaltung und Publika-
tionen zu verlinken. Die bildliche Darstellung der Justitia und der Schriftzug „REVOSax – 
Recht und Vorschriftenverwaltung Sachsen“ sind zu verwenden.  
 
4. Nach der VwV Internet und LandesWeb ist die Barrierefreiheit des Internetangebots zu 
gewährleisten. Für die Standards gilt die Verordnung zur Schaffung barrierefreier Informati-

http://www.revosax.sachsen.de/
https://www.revosax.sachsen.de/vorschrift/12484?redirect_succesor_allowed=1#xanl
https://www.revosax.sachsen.de/vorschrift/12484?redirect_succesor_allowed=1#xanl
http://www.design.sachsen.de/
https://www.revosax.sachsen.de/vorschrift/10747-VwV-Internet-und-LandesWeb
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onstechnik nach dem Behindertengleichstellungsgesetz (Barrierefreie-Informationstechnik-
Verordnung - BITV 2.0), in der jeweils geltenden Fassung, mit Ausnahme der Vorgaben für 
Gebärdensprache und Leichte Sprache. 
 
5. Die Schaltung von Werbung ist für REVOSax nicht erlaubt. 
 

3. Leistungsinhalt konsolidiertes Landesrecht  
 

3.1 Vorbemerkung 
Das konsolidierte Landesrecht umfasst alle  
- im Sächsischen Gesetz- und Verordnungsblatt,  
- im Sächsischen Amtsblatt einschließlich Sonderdruck,  
- im Ministerialblatt des Sächsischen Staatsministeriums für Kultus und  
- im Sächsischen Justizministerialblatt  
 
verkündeten bzw. veröffentlichten Vorschriften.  
 
Der Zeitraum von der Verkündung / Veröffentlichung der Vorschriften bis zur elektronischen 
Bereitstellung darf höchstens zwei Arbeitstage (Montag bis Freitag) betragen.  
 

3.2 Bestehende Suchfunktionalitäten und Trefferliste 
Es besteht eine einfache Schlagwortsuche, eine erweiterte Suche sowie eine Suche als al-
phabetischer Index. Daneben existiert eine Suche nach Sachgebieten und eine gesonderte 
Suche nach Förderrichtlinien. Die Enter-Taste ist mit der Funktion „Finden“ verknüpft. Bei der 
der Suche folgenden Trefferliste wird der gesuchte Begriff farblich hervorgehoben. Die Tref-
feranzeige erfolgt bis auf die Gliederungsebene Paragraph in Gesetzen und Rechtsverord-
nungen, Ziffern / Nummern in Verwaltungsvorschriften.  
 
Es ist sicher zu stellen, dass bei der Nutzung gängiger Internet-Suchmaschinen Treffer aus 
REVOSax angezeigt werden.  
 
Die bestehenden Suchfunktionalitäten sind beizubehalten. 
 

3.3 Bestehende Darstellung der Vorschriften, Druckmöglichkeiten 
Die einzelne Stammvorschrift wird in einer im Webbrowser darstellbaren Form mit folgenden 
Angaben angezeigt:  
- Titel und, soweit vorhanden, amtliche Kurzbezeichnung sowie amtliche Abkürzung,  
- Vollzitat entsprechend der Anlage 2 zur VwV Normerlass,  
- Fundstelle im Verkündungs- / Veröffentlichungsblatt,  
- Datum des Inkrafttretens in der Form: „Fassung gültig ab:“ sowie  
- verlinktes Inhaltsverzeichnis in Form einer sog. Akkordeonansicht.  
 
Gleichzeitig wird jeweils eine druck- und downloadfähige html- und pdf-Datei zur Verfügung 
gestellt. Der Druck einer einzelnen Gliederungsebene (Paragraf) ist möglich. 
In den Fußzeilen der Dateien sind die Änderungsvorschriften zu vermerken.  
Pro Stammvorschrift werden  
- eine Historie mit den verlinkten Änderungsvorschriften einschließlich Fundstellenangabe 

und Dateien,  

https://www.gesetze-im-internet.de/bitv_2_0/BJNR184300011.html
https://www.gesetze-im-internet.de/bitv_2_0/BJNR184300011.html
https://www.revosax.sachsen.de/
https://www.revosax.sachsen.de/vorschriftensuche
https://www.revosax.sachsen.de/alphaindex
https://www.revosax.sachsen.de/alphaindex
https://www.revosax.sachsen.de/sachgebiete
https://www.revosax.sachsen.de/foerderrichtlinien
https://www.revosax.sachsen.de/vorschrift/14038-VwV-Normerlass#anl2
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- eine hinterlegte Übersicht zu den historischen Fassungen (Gültigkeitszeiträume) mit hin-
terlegten Dateien sowie  

- eine Verlinkung zu(r) abgelösten Stammvorschrift(en)  
zur Verfügung gestellt.  
 
Die Fundstellenangaben haben der Anlage 2 der VwV Normerlass, in der jeweils geltenden 
Fassung, zu entsprechen. Bei Änderung der VwV Normerlass hat der Auftragnehmer die 
Fundstellenangaben aller geltenden Vorschriften ohne zusätzliche Vergütung anzupassen. 
 
Die bestehende Darstellung der Vorschriften ist beizubehalten. 
 
REVOSax muss es ermöglichen, dass zu jedem Datum ab dem 1. Januar 1999 die Vorschrift 
angezeigt wird, die zu diesem Zeitpunkt gilt oder gegolten hat.  
 
Die landesrechtlichen Vorschriften sind untereinander und mit dem Bundesrecht (gesetze-
im-Internet.de) zu verlinken (Verweise auf Rechtsvorschriften) .  
 
Um den Anpassungsaufwand anderer Webauftritte, welche auf REVOSax verlinkt sind, ge-
ring zu halten, ist für jede Vorschrift ein gleichbleibender einheitlicher Quellenanzeiger (Uni-
form Resource Locator – URL) vorzusehen, d. h. auch im Fall eines Neuerlasses ist die bis-
herige URL beizubehalten. 
 
 
 

4. Leistungsinhalt Vorschriftenverwaltung  
 

4.1 Vorbemerkungen  
Die Vorschriftenverwaltung beinhaltet die Metadaten und die dazugehörigen Textdateien 
aller veröffentlichten und unveröffentlichten Vorschriften. Sie soll u. a. die Erstellung der Be-
reinigten Sammlung der geltenden Verwaltungsvorschriften (Werkzeug Positivliste) und sta-
tistische Auswertungen (Werkzeug Statistik) ermöglichen.  
 
Der Fokus der Vorschriftenverwaltung liegt auf den Verwaltungsvorschriften.  
Lesenden Zugriff auf die Suche und die Werkzeuge haben alle an das SVN angeschlosse-
nen Mitarbeiter. Den Mitarbeitern der am KDN angeschlossenen Kommunalverwaltungen 
stehen entsprechend gekennzeichnete Vorschriften über dieses Datennetz zur Verfügung. 
Die Vorschriftenverwaltung ist so konfiguriert, dass ein Zugriff externer Internetnutzer ausge-
schlossen ist.  
 
Es gibt sog. VwV-Verantwortliche (jeweils eine Kennung pro Staatsregierung, Staatskanzlei 
und Ressort) mit schreibendem Zugriff ausschließlich auf das Werkzeug Positivliste. Die Er-
fassung und Pflege des unveröffentlichten Vorschriftenbestandes hat durch den Auftrag-
nehmer zu erfolgen. Die Daten werden dem Auftragnehmer durch die VwV-Verantwortlichen 
elektronisch übermittelt. In den letzten Jahren sind jährlich ca. 30 bis 45 unveröffentlichte 
Verwaltungsvorschriften einzustellen gewesen.  
 

4.2 Erfassung der Metadaten  
Die Metadaten  
- Titel,  
- amtliche Kurzbezeichnung,  
- amtliche Abkürzung,  

https://www.revosax.sachsen.de/vorschrift/14038-VwV-Normerlass#anl2
http://www.gesetze-im-internet.de/
http://www.gesetze-im-internet.de/
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- Vorschriftentyp (Gesetz, Änderungsgesetz, Verordnung, Änderungsverordnung, Ver-
waltungsvorschrift, Änderungsverwaltungsvorschrift, Förderrichtlinie, Änderungsför-
derrichtlinie, Staatsvertrag, Änderungsstaatsvertrag, Zustimmungsgesetz, Zustim-
mungsgesetz zum Änderungsstaatsvertrag),  

- Erlassdatum,  
- Fundstelle im Veröffentlichungsblatt,  
- ggf. Neubekanntmachung,  
- Datum des Inkrafttretens und Außerkrafttretens,  
- Information über eine mögliche Mantelvorschrift,  
- Information über ein mögliches gestaffeltes Inkrafttreten,  
- Information über ein mögliches gestaffeltes Außerkrafttreten,  
- federführendes Ressort (Staatskanzlei, Staatsministerium des Innern, Staatsministe-

rium der Justiz, Staatsministerium der Finanzen, Staatsministerium für Wirtschaft, Ar-
beit und Verkehr, Staatsministerium für Kultus, Staatsministerium für Wissenschaft 
und Kunst, Staatsministerium für Soziales und Verbraucherschutz, Staatsministerium 
für Umwelt und Landwirtschaft, Sächsischer Landtag, Landesdirektion Sachsen, wei-
tere)1,  

- Organisationseinheit im federführenden Ressort,  
- Information über eine mögliche Zuordnung zur Staatsregierung und  
- bei Verwaltungsvorschriften das ressortspezifische Sachgebiet der „Bereinigte 

Sammlung der geltenden Verwaltungsvorschriften“  
 
aller  
- Gesetze und Änderungsgesetze,  
- Staatsverträge und Änderungsstaatsverträge,  
- Zustimmungsgesetze zu Staatsverträgen und Änderungsstaatsverträgen,  
- Verordnungen und Änderungsverordnungen,  
- veröffentlichten Verwaltungsvorschriften und Änderungsverwaltungsvorschriften,  
- Förderrichtlinien und Änderungsförderrichtlinien  
 
sind vom Auftragnehmer zu erfassen, zu pflegen und in einer im Webbrowser darstellbaren 
Form bereitzustellen. Staatsverträge sind im Zusammenhang mit dem jeweiligen Zustim-
mungsgesetz abzubilden. Vorschriften der Staatsregierung sind mit dem federführenden 
Ressort zu erfassen und die Information der Zuordnung zur Staatsregierung zu hinterlegen.  
 
Die Metadaten der unveröffentlichten Verwaltungsvorschriften  
- Titel,  
- amtliche Kurzbezeichnung,  
- amtliche Abkürzung,  
- Vorschriftentyp (Katalog: Verwaltungsvorschrift, Änderungsverwaltungsvorschrift),  
- Erlassdatum,  
- Datum des Inkrafttretens,  
- Datum des Außerkrafttretens,  
- Information über ein mögliches gestaffeltes Inkrafttreten,  
- Information über ein mögliches gestaffeltes Außerkrafttreten,  
- federführendes Ressort,  
- Organisationseinheit im federführenden Ressort,  
- Aktenzeichen des federführenden Ressorts (zur fakultativen Erfassung),  
- Sachgebiet der „Bereinigten Sammlung der geltenden Verwaltungsvorschriften“,  
- Fundstelle hier: „nicht veröffentlicht“,  
- Information, ob ein Zugriff über das KDN ermöglicht werden soll,  
 

                                                           
1 Die Ressortbezeichnungen können sich vor Beginn des Leistungszeitraums bzw. während der Vertragslaufzeit ändern. Der 
Auftragnehmer ist verpflichtet, die erforderlichen Anpassungen ohne zusätzliche Vergütung vorzunehmen. 
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sind über ein vom Auftragnehmer zur Verfügung zu stellendes Formular von den Ressorts 
mit den ggf. dazugehörigen word- und/oder pdf-Dateien beim Auftragnehmer einzureichen. 
Bei Änderungsverwaltungsvorschriften sind von den Ressorts ggf. zusätzlich word- und/oder 
pdf-Dateien mit der konsolidierten Fassung beim Auftragnehmer einzureichen. Der Auftrag-
nehmer hat diese Zuarbeiten in einer im Webbrowser darstellbaren Form in der Vorschriften-
verwaltung zu erfassen und bereitzustellen.  
 
Die unterstrichenen Metadaten sind im Formular als Pflichtangaben auszugestalten.  
 
Der Zeitraum von der Verkündung / Veröffentlichung der Vorschriften bzw. Einreichung der 
Angaben zu unveröffentlichten Verwaltungsvorschriften bis zur elektronischen Bereitstellung 
der Metadaten in der Datenbank darf höchstens zwei Arbeitstage (Montag bis Freitag) betra-
gen.  
 

4.3 Bestehende Suchfunktionalitäten  
Die Suchfunktionalitäten in der Vorschriftenverwaltung sind nutzerfreundlich gestaltet. Mit der 
Eingabe eines einfachen Schlagwortes werden ohne Berücksichtigung des Numerus des 
Schlagwortes Treffer erzielt. Für eine versehentlich fehlerhafte Schreibweise bei der Schlag-
worteingabe besteht eine Fehlertoleranz. Zu jedem Stichtag seit dem 1. Januar 1999 können 
die Metadaten und die dazugehörige Textfassung einer Vorschrift abgerufen werden, die zu 
diesem Zeitpunkt gilt oder gegolten hat. Die Enter-Taste ist mit der Funktion „Finden“ ver-
knüpft.  
 
Einer Suche folgt zunächst eine Trefferliste mit den Spaltenüberschriften Ressort, Referat, 
Titel, Vorschriftentyp, Erlassdatum und Fundstelle. Aus der Trefferliste heraus kann die ein-
zelne Vorschrift aufgerufen und mit einer farblichen Hervorhebung des gesuchten Begriffes 
dargestellt werden.  
 

4.4 Bestehende Darstellung der Vorschriften  
Die einzelne Stammvorschrift (veröffentlicht oder unveröffentlicht) wird mit allen Metadaten in 
einer im Webbrowser darstellbaren Form angezeigt. Gleichzeitig werden die vorhandenen 
word- und/oder pdf-Dateien zur Verfügung gestellt.  
Pro Stammvorschrift wird eine Historie mit den verlinkten Änderungsvorschriften sowie eine 
hinterlegte Übersicht zu den historischen Fassungen (Gültigkeitszeiträume) zur Verfügung 
gestellt.  
 

4.5 Werkzeug Positivliste  
Im Werkzeug Positivliste werden alle veröffentlichten und unveröffentlichten Verwaltungsvor-
schriften  

- der Staatsregierung und der Ressorts (Staatskanzlei, Staatsministerium des Innern, 
Staatsministerium der Justiz , Staatsministerium der Finanzen, Staatsministerium für Wirt-
schaft, Arbeit und Verkehr, Staatsministerium für Kultus, Staatsministerium für Wissen-
schaft und Kunst, Staatsministerium für Soziales und Verbraucherschutz, Staatsministeri-
um für Umwelt und Landwirtschaft)2 und  

- pro Referat im Ressort systematisch sowie  
- innerhalb der Sachgebiete des Ressorts chronologisch  

aufgelistet.  
Hierbei finden lediglich  

                                                           
2 Die Ressortbezeichnungen können sich vor Beginn des Leistungszeitraums bzw. während der Vertragslaufzeit ändern. Der 
Auftragnehmer ist verpflichtet, die erforderlichen Anpassungen ohne zusätzliche Vergütung vorzunehmen. 
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- die letzte Änderung in Form von „(zuletzt) geändert durch“ und  
- die letzte „Verwaltungsvorschrift über die geltenden Verwaltungsvorschriften“ in Form von 

„(zuletzt) enthalten in der“ Erwähnung.  
Zur Veranschaulichung dient Anlage 8.  
 
Die Staatsregierung, die Staatskanzlei und die Ressorts haben gemäß der §§ 3 und 4 des 
Sächsischen Verwaltungsvorschriftengesetzes (d. h. zum nächsten Mal zum 31. Dezember 
2019) ihre geltenden Verwaltungsvorschriften (veröffentlichte und unveröffentlichte mit Titel 
und ggf. Fundstelle) aufzulisten und gemeinsam in einem Sonderdruck zum Sächsischen 
Amtsblatt zu veröffentlichen. Verwaltungsvorschriften, welche im Sonderdruck nicht aufgelis-
tet sind, treten automatisch zum 1. Januar des Folgejahres außer Kraft.  
 
Das Werkzeug unterstützt bei der Erstellung der jeweiligen Anlage „Bereinigte Sammlung 
der geltenden Verwaltungsvorschriften“. Unter Nutzung der Ressortkennung können die 
Verwaltungsvorschriften mittels eines Auswahlfeldes (ja/nein) für die Verlängerung markiert 
werden. Die einzelnen Referatslisten der Staatskanzlei und der Ressorts müssen in jeweils 
einer Gesamtliste pro Ressorts ohne Auswahlfelder darstellbar sein.  
Zur zeitlichen Orientierung für die Erstellung der Positivlisten dient Anlage 9.  
 

4.6 Werkzeug Statistik  
Das Werkzeug Statistik muss es ermöglichen, 

- die Gesamtzahl aller geltenden Stammvorschriften,  
- die Anzahl von Vorschriften in einem definierten Zeitraum und einem Gültigkeitstag  

auszuwerten. 
Das jeweilige Filtern nach Vorschriftentyp, Ressort, federführendes Referat muss möglich 
sein. Zur Veranschaulichung dient Anlage 10. 
 

4.7 Konzept 
 
Der Bieter hat ein Konzept vorzulegen, in dem er den Prozess für die Erfassung und Bereit-
stellung am Beispiel einer Vorschrift einschließlich der damit verbundenen Pflege des Sys-
tems beschreibt. In dem Konzept ist auch darzustellen, wie anhand eines Ticketsystems mit 
Meldungen von Fehlern umgegangen wird.  
 

III. Leistungsbeginn und vertragliche Grundlagen 
 
Leistungsbeginn ist der 1. Januar 2019. Es soll ein Vertrag mit der Möglichkeit der jährlichen 
Kündigung zum Jahresende mit einer Frist von 12 Monaten geschlossen werden. Mit der 
Aufforderung zur Abgabe eines Angebotes soll ein Vertrag mit dem Inhalt des beigefügten 
Vertragsentwurfs (Anlage 11) verhandelt werden. 
 
Es gelten die Allgemeinen Geschäftsbedingungen der Sächsischen Staatskanzlei (Anlage 
12). Allgemeine Geschäftsbedingungen des Auftragnehmers werden ausdrücklich ausge-
schlossen. Fügt der der Bieter seinem Angebot eigene Geschäftsbedingungen bei, so führt 
dies zum Ausschluss des Angebotes. 
 

IV. Teilung in Lose, Nebenangebote 
 
Eine Aufteilung in Lose des Auftrages findet nicht statt. 

https://revosax.sachsen.de/vorschrift/1813-Saechsisches-Verwaltungsvorschriftengesetz


Anlage 1 

18 
 

 
Nebenangebote sind nicht zugelassen. 
 

V. Bietergemeinschaften und Unteraufträge 
Angebote von Bietergemeinschaften werden nur berücksichtigt, wenn sie die Leistungen 
gegenüber den im Teilnahmewettbewerb gemachten Angaben in unveränderter Zusammen-
setzung und Rechtsform anbieten. Nachträgliche Änderungen der Zusammensetzung der 
Bietergemeinschaften bedürfen der vorherigen schriftlichen Zustimmung des Auftraggebers. 
Fehlt die vorherige Zustimmung des Auftraggebers kann dies zum Ausschluss oder zur 
Nichtberücksichtigung des Angebotes führen. 
 
Beabsichtigt der Bieter, Leistungen an Unterauftragnehmer (Subunternehmen) oder verbun-
dene Unternehmen zu übertragen, sind diese Leistungen nach Art und Umfang im Angebot 
anzugeben.  Voraussetzung hierfür ist, dass das verbundene Unternehmen oder der be-
nannte Nachunternehmer die für die Ausführung des betreffenden Teils der Leistung erfor-
derliche Eignung besitzt und der Bewerber nachweislich über die hierzu eingesetzten Mittel 
verfügen kann. Auch hier sind mit dem benannten Nachunternehmer oder verbundenen Un-
ternehmen zusammen bereits gemeisterte vergleichbare Referenzprojekte für die Feststel-
lung der Eignung des Bewerbers von Vorteil. Zum Nachweis der Eignung sind die Formblät-
ter 3 bis 5 aus dem Teilnahmewettbewerb oder die Einheitliche Europäische Eigenerklärung 
zu verwenden. 
 
 

VI. Vergabeverfahren, Vergabestelle und Nachfragen zur Leis-
tungsbeschreibung 
Die Leistung wird in einem Verhandlungsverfahren mit Teilnahmewettbewerb nach § 17 VGV 
vergeben. Die Vertragsverhandlungen sind für die 34. KW geplant. 
 
Vergabestelle ist die  Sächsische Staatskanzlei, Archivstraße 1, 01097 Dresden. 
Ansprechpartner:  
    
   
   
 
Die Vergabestelle ist unverzüglich zu informieren und um Klarstellung, Korrektur oder Ergän-
zung zu bitten, falls die Vergabeunterlagen Widersprüche, Unklarheiten, Unvollständigkeiten 
oder Fehler aufweisen. Gleiches gilt, falls ein Bieter Fragen zu den Vergabeunterlagen hat.  
 
Nachfragen zur Leistungsbeschreibung und ihren Anlagen sind schriftlich, per Fax oder E-
Mail an die Vergabestelle zu richten. Bitte beachten Sie, dass alle Anfragen so rechtzeitig an 
die Vergabestelle gerichtet werden müssen, dass eine rechtzeitige Information möglich ist. 
Nach dem 26. Juni 2018 gestellte Nachfragen können nicht mehr rechtzeitig vor Ablauf der 
Angebotsfrist beantwortet werden. Alle Nachfragen werden schriftlich gegenüber allen Bie-
tern beantwortet. Telefonische Auskünfte werden Bietern nicht erteilt. 
 

VII. Form und Inhalt des Angebotes 
1.  Form 
Das Angebot ist in deutscher Sprache in zwei Exemplaren (ein Original und eine Kopie) ein-
zureichen. Das Original ist als solches zu bezeichnen. Bei Widersprüchen zwischen dem 
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Original und der Kopie gilt das Original. Um die Bearbeitung der Angebote zu erleichtern, 
wird gebeten, das Angebot zusätzlich mit allen Anlagen gescannt auf einem Speichermedi-
um (CD oder USB-Stick) einzureichen. 
 
Das Angebot ist im verschlossenen Umschlag (der nach dem Öffnen nicht wieder ver-
schließbar sein darf) zu übermitteln. Der Umschlag muss deutlich sichtbar mit der Angabe 
„Nicht öffnen! Angebot – Verhandlungsverfahren Veröffentlichungsblätter und RE-
VOSax – AZ: SK.13.1-0453/8/1“ und dem Absender beschriftet sein. Das in dieser Weise 
gekennzeichnete Angebot kann auch in neutraler Umverpackung eingereicht werden. Dabei 
muss der Absender erkennbar sein. 
 
Nachträgliche Änderungen oder Berichtigungen eines Angebots sind nur bis zum Ablauf der 
Angebotsfrist zulässig. Sie sind als solche zu kennzeichnen und müssen in einem verschlos-
senen Umschlag zugestellt werden.  
 
2.  Inhalt des Angebots 
Das Angebot muss die nachfolgend genannten Unterlagen enthalten: 
 
2.1  Konzepte für die jeweiligen Veröffentlichungsverfahren (vgl. Nummern 1.3, 2.1  

und 3.1 der Leistungsbeschreibung)  
Die Konzepte müssen folgende Bestandteile zwingend enthalten: 

 die Beschreibung eines einfachen Einreichungsverfahren, insbesondere des zu er-
wartenden Aufwandes bei der Herausgeberin; 

 die Benennung des Zeitraum vom Redaktionsschluss bis zum Erscheinungstermin 
sowie 

 den Zeitraum, für den die angebotenen Preise garantiert werden. 
 
2.2  Konzept für die Erfassung, Pflege und Bereitstellung des konsolidierten Landesrechts 

(vgl. Nummer 4.7 der Leistungsbeschreibung) 
 Das Konzept muss zwingend enthalten: 

 die Prozessbeschreibung zur Erfassung und Bereitstellung einer Vorschrift sowie 
 die Beschreibung und ggf. grafische Darstellung eines Ticketsystem. 

 
2.3  Preisangebote 

Für die Preisangebote sind zwingend die als Anlagen 2 bis 5 und 7 beigefügten 
Formblätter zu verwenden. Die Preisangebote sind mit Datum und Unterschrift auszu-
fertigen. 

 
 
 

VIII. Angebots-, Zuschlags- und Bindefrist 
Das Angebot muss bis zum 05. Juli 2018, 12:00 Uhr bei der 

Sächsischen Staatskanzlei 
Referat 13 

 

. 
 
Angebote, die aus Gründen, die der Bieter zu vertreten hat, verspätet eingehen, werden 
nicht berücksichtigt. Angebote, die aus Gründen, die der Bieter nicht zu vertreten hat, ver-
spätet eingehen, können berücksichtigt werden. Will sich der Bieter darauf berufen, dass er 
den verspäteten Eingang seines Angebotes nicht zu vertreten hat, muss er die Umstände, 
auf die er diese Auffassung stützt, der Vergabestelle darlegen und glaubhaft machen. 
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Bis zum Ablauf der Angebotsfrist kann der Bieter sein Angebot schriftlich oder per Fax zu-
rück ziehen. Danach ist er bis zum Ablauf der Bindefrist daran gebunden. 
 
Die Entscheidung über den Zuschlag wird bis 30. September 2018 getroffen. Bis zu diesem 
Zeitpunkt ist der Bieter an sein Angebot gebunden (Zuschlags- und Bindefrist). 
 
Alle Bieter, deren Angebote nicht berücksichtigt werden sollen, werden gemäß § 134 Absatz 
2 GWB mindestens zehn Kalendertage vor Zuschlagserteilung per Fax oder E-Mail über die 
Nichtberücksichtigung informiert. 
 

VIII. Bewertung der Angebote (Zuschlagskriterien) 
Die Angebote werden hinsichtlich 
a) formaler Vollständigkeit und Richtigkeit sowie 
b) Wirtschaftlichkeit unter Berücksichtigung leistungsbezogener Kriterien und des Preises  
geprüft und bewertet. 
 

1. Prüfung der formalen Vollständigkeit und Richtigkeit 
Die formalen Kriterien sind Ausschlusskriterien. Das heißt, ihre Nichtbeachtung führt zwin-
gend zum Ausschluss des Angebotes. Formale Kriterien sind die Unterzeichnung des An-
schreibens und des Preisangebotes, die termingerechte Abgabe und ordnungsgemäße 
Kennzeichnung der Angebotsunterlagen. Fehlende Angaben oder Unterlagen des Angebo-
tes kann die Vergabestelle unter Setzung einer angemessenen Frist nachfordern. Werden 
die Angaben oder Unterlagen nicht bis zum Ablauf der gesetzten Nachfrist nachgereicht, 
wird das Angebot zwingend ausgeschlossen. 
 

2. Ermittlung des wirtschaftlichsten Angebotes (Bewertungskriterien) 
Das wirtschaftlichste des Angebotes wird anhand fachlicher Kriterien und des Preises ermit-
telt. 
 
Diese werden wie folgt gewichtet: 

Zuschlagskriterien  Gewichtung Gewichtung  Gesamt-
gewicht 

Fachliche Leistung 60 %   
a) Konzept für das Veröffentlichungsverfahren  50 %  

Einfaches Einreichungsverfahren, insb. der zu erwartende Aufwand 
bei der Herausgeberin  

50 % 15,0 % 

der Zeitraum vom Redaktionsschluss bis zum Erscheinungstermin   30 % 9,0 % 
der Zeitraum, für den die angebotenen Preise garantiert werden  20 % 6,0 % 

b) Konzept für die Erfassung, Pflege und Bereitstellung 
des konsolidierten Landesrechts  

50 %  

Prozessbeschreibung zur Erfassung und Bereitstellung einer Vor-
schrift  

80 % 24,0 % 

Beschreibung und ggf. Darstellung eines Ticketsystem  20 % 6,0 % 
Gewichteter Angebotspreis 40 %   

Gemittelter Bezugspreis über alle Bezugsarten  25 % 10,0 % 
jährliche Vergütung für die Erfassung, Pflege und Be-

reitstellung des konsolidierten Landesrechts  
60 % 24,0 % 

Stundensatz für technische Weiterentwicklungen  15 % 6,0 % 
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Die erwartete fachliche Leistung wird an Hand der Konzepte für das Veröffentlichungsverfah-
ren (Ziffer 7.2.3) bewertet.  
 
Für jedes Unterkriterium der fachlichen Leistung werden 0 - 3 Punkte (geringer Zielerfül-
lungsgrad), 4 - 7 Punkte (durchschnittlicher Zielerfüllungsgrad), 8 - 10 Punkte (hoher Zieler-
füllungsgrad) vergeben. Die jeweiligen Punkte eines Unterkriteriums werden mit dem ange-
gebenen Gesamtgewicht multipliziert. Die so ermittelten Punkte der einzelnen Bewertungs-
kriterien werden dann zu einer Gesamtpunktzahl addiert.   
 
Bei allen Angeboten wird anschließend das Leistungs-Preis-Verhältnis ermittelt. Dabei wird 
folgende Bewertungsformel zu Grunde gelegt: 
 
LKB = GL * L + GK * (Lmax * Kmin / K) 
 
LKB = Leistungs-Preis-Bewertung 
GL = Gewicht der Leistung (hier 60 %) 
GK = Gewicht des Preises (hier 40 %) 
L = Gesamtpunktzahl der Bewertungskriterien des zu bewertenden Angebotes 
K = gewichteter Angebotspreis des zu bewertenden Angebotes unter Berücksichtigung der 
Mehrwertsteuer und ggf. angebotenem Skonto), 
Lmax = Gesamtpunktzahl der Bewertungskriterien des leistungsstärksten in die Auswahl 
einbezogenen Angebotes 
Kmin = gewichteter Angebotspreis des kostengünstigsten in die Auswahl einbezogenen An-
gebotes 
 

IX. Nachprüfverfahren 
Erkennt ein Bieter im Laufe des Vergabeverfahrens einen Vergaberechtsverstoß, kann er ihn 
innerhalb von 15 Kalendertagen gegenüber dem Auftraggeber rügen. Vergabeverstöße, die 
aufgrund dieser Leistungsbeschreibung oder ihrer Anlagen erkennbar waren, sind innerhalb 
der Angebotsfrist nach Nummer VIII. zu rügen.  
 
Hilft der Auftraggeber der Rüge nicht ab, kann sich der Bieter zur Nachprüfung behaupteter 
Vergaberechtsverstöße an die  

Vergabekammer des Freistaates Sachsen 
bei der Landesdirektion Leipzig 
Braustraße 2 
04107 Leipzig 

wenden. Auf die Antragsfrist bei der Vergabekammer von 15 Kalendertagen gemäß § 107 
Abs. 3 Satz 1 Nr. 4 GWB wird ausdrücklich hingewiesen. 
 















































































Stand: 20. September 2017 

Seite 1 von 5 

Allgemeine Geschäftsbedingungen 
der Sächsischen Staatskanzlei 

§ 1 Geltungsbereich
(1) Diese Allgemeinen Geschäftsbedingungen (AGB) gelten für Verträge über die Erbrin-

gung von Dienstleistungen sowie für Kauf- und Werkverträge. Sie gelten für andere
Vertragsarten (z. B. Miete, Leasing) entsprechend.

(2) Es handelt sich um zusätzliche Vertragsbedingungen im Sinne von § 1 der Allgemei-
nen Vertragsbedingungen für die Ausführung von Leistungen (VOL/B).

(3) Durch Vereinbarung dieser AGB sind die VOL/B in der jeweils geltenden Fassung
Bestandteil des Vertrages. Die VOL/B in der aktuellen Fassung vom 5. August 2003
sind im Bundesanzeiger Nr. 178 a vom 23. September 2003 bekannt gegeben wor-
den.

§ 2 Marktpreisbindung
Der Auftraggeber ist verpflichtet, sich nach Marktpreisen zu richten. Dabei findet die Verord-
nung PR Nr 30/53 über die Preise bei öffentlichen Aufträgen vom 21. November 1953 (Bun-
desanzeiger Nr. 244 vom 18.12.1953), zuletzt geändert durch Artikel 70 des Gesetzes vom
8. Dezember 2010 (BGBl. I S. 1864), in der jeweils geltenden Fassung, Anwendung.

§ 3 Auftraggeber
(1) Auftraggeber ist der Freistaat Sachsen.
(2) Der Freistaat Sachsen wird durch die Sächsische Staatskanzlei vertreten.
(3) Die im Vertrag benannten Ansprechpartner des Auftraggebers sind im Rahmen des

Vertrages bevollmächtigt, rechtsgeschäftliche Erklärungen mit bindender Wirkung für
den Auftraggeber gegenüber dem Auftragnehmer abzugeben. Gleiches gilt für die
zuständige Abteilungsleitung und Referatsleitung, deren Namen im Organigramm der
Sächsischen Staatskanzlei angegeben sind. Die Bevollmächtigung umfasst auch die
Vornahme einseitiger Rechtsgeschäfte und einseitiger rechtsgeschäftsähnlicher
Handlungen, wie z. B. die Erklärung einer Mahnung, Minderung oder vertraglichen
Kündigung.

§ 4 Vertragsbestandteile
(1) Art und Umfang der beiderseitigen Leistungen werden durch den Vertrag oder das

Auftragsschreiben bestimmt.
(2) Vertragsbestandteile werden:

1. die Leistungsbeschreibung,
2. das Angebot des Auftragnehmers,
3. etwaige Ergänzende Vertragsbedingungen,
4. diese AGB und
5. die Allgemeinen Vertragsbedingungen für die Ausführung von Leistungen

(VOL/B).
(3) Bei Unstimmigkeiten gelten die Vertragsbestandteile in der oben genannten Reihen-

folge.
(4) Leistungsmerkmale genehmigter Musterstücke sind eine Konkretisierung der Leis-

tungsbeschreibung.
(5) Allgemeine Geschäftsbedingungen des Auftragnehmers werden nicht Bestandteil des

Vertrages.

§ 5 Vertragsschluss
(1) Den Vertrag betreffende Vereinbarungen werden schriftlich, in elektronischer Form

(§ 126a BGB) oder in Textform (§ 126b BGB) getroffen.
(2) Mündliche Abreden und Erklärungen bedürfen der Bestätigung in der durch Absatz 1

bestimmten Form. Liegt eine solche Bestätigung nicht vor, trägt im Zweifel die Be-
weislast, wer sich auf die mündliche Abrede oder Erklärung beruft.
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§ 6 Weitergabe von Leistungen 
Ist der Anwendungsbereich des Gesetzes über die Vergabe öffentlicher Aufträge im Freistaat 
Sachsen (Sächsisches Vergabegesetz – SächsVergabeG) vom 14. Februar 2013 (Sächs-
GVBl. S. 109) gemäß § 1 SächsVergabeG eröffnet, ist die Weitergabe von Leistungen durch 
den Auftragnehmer an Nachunternehmer nur bis zu einer Höhe von 50 Prozent des Auf-
tragswertes und nur mit Zustimmung des Auftraggebers zulässig. Der Auftragnehmer ist in 
diesem Fall verpflichtet, bei der Weitergabe von Leistungen an Nachunternehmer: 
1.  bevorzugt Unternehmen der mittelständischen Wirtschaft zu beteiligen, soweit es mit 

der vertragsgemäßen Ausführung des Auftrags zu vereinbaren ist, 
2. die Nachunternehmer davon in Kenntnis zu setzen, dass es sich um einen öffentli-

chen Auftrag handelt, 
3. bei der Weitergabe von Bauleistungen an Nachunternehmer die Allgemeinen Ver-

tragsbedingungen für die Ausführung von Bauleistungen der Vergabe- und Vertrags-
ordnung für Bauleistungen (VOB/B), bei der Weitergabe von Lieferungen und Dienst-
leistungen die Allgemeinen Vertragsbedingungen für die Ausführung von Leistungen 
der Vergabe und Vertragsordnung für Leistungen (VOL/B) zum Vertragsbestandteil 
zu machen und 

4. den Nachunternehmern keine, insbesondere hinsichtlich der Zahlungsweise, ungüns-
tigeren Bedingungen aufzuerlegen, als zwischen ihm und dem Auftraggeber verein-
bart sind. 

Die Erfüllung der vorgenannten Verpflichtungen ist dem Auftraggeber auf dessen Verlangen 
durch Vorlage geeigneter Unterlagen nachzuweisen. 
 
§ 7 Besondere Regelungen für Drucksachenaufträge 
(1) Mit dem Druck darf erst nach Freigabe des Korrekturabzuges durch den Auftraggeber 

begonnen werden. Ausnahmen können vereinbart werden. 
(2) Vom Auftraggeber übergebene Manuskripte, Datenspeicher, Text- und Bildvorlagen 

für die Reproduktion sind nach Gebrauch gegen Lieferschein zurückzugeben. 
(3) Lithografien, Andruckskalen und zur Produktion notwendige Filme werden mit der 

Bezahlung Eigentum des Auftraggebers. Diese Materialien sind kostenfrei vom Auf-
tragnehmer aufzubewahren und auf Anforderung an den Auftraggeber herauszuge-
ben.  

(4) Eine Abweichung von der vereinbarten Anzahl der Drucksachen wird nur im Aus-
nahmefall anerkannt. Der Auftragnehmer hat den Auftraggeber hierüber vor Lieferung 
zu informieren. Der Auftraggeber muss einer entsprechenden Lieferung ausdrücklich 
zustimmen. Auftraggeber und Auftragnehmer vereinbaren ggf. einen neuen Preis. 

 
§ 8 Leistungs-, Erfolgs- und Zahlungsort 
(1) Leistungsort (Erfüllungsort) und Erfolgsort ist der Sitz der Sächsischen Staatskanzlei 

in Dresden. 
(2) Zahlungsort ist Dresden. 
 
§ 9 Verpackung, Transport, Transportkosten 
(1) Der Auftragnehmer hat zum sicheren Transport geeignete Packmittel unter Berück-

sichtigung der Anforderungen nach Art und Gewicht der Ware sowie des eingesetz-
ten Beförderungsmittels zu verwenden. 

(2) Die Kosten für Packmittel und Transport trägt grundsätzlich der Auftragnehmer. Dies 
gilt auch für Nebenkosten, wie z.B. Versicherungsgebühren, Nachnahmeprovision, 
Anschluss- und Mautgebühren sowie Gebühren für eine Transportkostenbescheini-
gung. 

(3) Soweit der Auftraggeber die Transportkosten übernimmt, hat der Auftragnehmer die 
Kosten bis zum Eingang beim Empfänger kostenfrei zu verauslagen. Die Auswahl 
des Transportmittels und der Art des Transports nimmt der Auftragnehmer nach Wirt-
schaftlichkeitsgesichtspunkten vor. Im Übrigen gilt § 6 VOL/B. 

(4) Der Auftragnehmer ist verpflichtet oder der beauftragte Frachtführer ist durch den 
Auftragnehmer zu verpflichten, Verpackungen im Sinne der Verordnung zur Vermei-
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dung und Verwertung von Verpackungsabfällen (Verpackungsverordnung –  
VerpackV) vom 21. August 1998 (BGBl. I S. 2379), zuletzt geändert durch Artikel 5 
Abs. 19 des Gesetzes vom 24. Februar 2012 (BGBl. I S. 212), in der jeweils gelten-
den Fassung, bei Anlieferung kostenfrei vom Auftraggeber zurückzunehmen. Eine 
Übereignung von Packmitteln findet in diesem Fall nicht statt. Der Auftraggeber kann 
jedoch noch bei Anlieferung verlangen, dass ihm die Packmittel übereignet werden. 

 
§ 10 Abnahme 
(1) Abnahme ist die Erklärung des Auftraggebers, dass der Vertrag der Hauptsache nach 

erfüllt ist. Sie kann verweigert werden, wenn ein wesentlicher Sach- oder Rechts-
mangel vorliegt oder die Eignung für die nach dem Vertrag vorausgesetzte Verwen-
dung fehlt. 

(2) Im Übrigen gilt § 13 VOL/B.  
 
§ 11 Einreichen der Rechnung 
(1) Der Auftragnehmer hat die Rechnung in einfacher Ausfertigung einzureichen. Die 

Rechnung muss die Auftragsnummer sowie die Bankverbindung im BIC- und IBAN-
Format enthalten. Im Übrigen gilt § 15 VOL/B. 

(2) Sind Teilleistungen zu einem Auftrag (z. B. Lieferung zu verschiedenen Zeiten) ver-
einbart, darf für jede Teilleistung eine gesonderte Rechnung eingereicht werden. 

(3) Trägt der Auftraggeber die Kosten für den Transport zum Erfüllungsort, hat der Auf-
tragnehmer diese Kosten für jeden Auftrag gesondert zu belegen und in Rechnung zu 
stellen. 

 
§ 12 Zahlung der Rechnung 
(1) Rechnungen werden spätestens 30 Tage nach Fälligkeit und Zugang der Rechnung 

beglichen. Fälligkeit tritt erst nach vertragsgemäßer Leistungserbringung und Erfül-
lung der Nebenpflichten, insbesondere gemäß § 9 Abs. 4, ein. 

(2) Als Tag der Zahlung gilt der Tag des Zugangs des Überweisungsauftrags beim Zah-
lungsinstitut des Auftraggebers. 

(3) Rechnungen, die ohne die vertraglich festgelegten Unterlagen eingehen, werden vom 
Auftraggeber unbearbeitet zurückgesandt und nicht beglichen. 

(4) Im Übrigen gilt § 17 VOL/B. 
 
§ 13 Skonto 
Sofern Skonti vertraglich vereinbart oder durch den Auftragnehmer auf der Rechnung ange-
boten worden sind, beginnt die Skontofrist mit Zugang der prüffähigen Rechnung und mit 
ordnungsgemäßer Vertragserfüllung durch den Auftragnehmer. Macht der Auftraggeber be-
rechtigt Einwendungen oder Einreden geltend, wird die Skontofrist für diesen Zeitraum ge-
hemmt. 
 
§ 14 Verschwiegenheit 
(1) Die Vertragsparteien verpflichten sich, den Inhalt des Vertrages Dritten nur mitzutei-

len, wenn und soweit es für die Erfüllung des Vertrages notwendig ist. 
(2) Die Vorschriften über die Ausführungsunterlagen (§ 3 VOL/B) sowie gesetzliche Aus-

kunftspflichten bleiben unberührt. 
 
§ 15 Pflichtverletzungen und Schadensersatz 
(1) Bei Pflichtverletzungen des Auftragnehmers finden die gesetzlichen Regelungen 

nach Maßgabe der §§ 7 und 14 VOL/B Anwendung. Danach ist der entgangene Ge-
winn bei leicht fahrlässig verursachten Schäden nicht zu ersetzen.  

(2) Führen von dem Auftragnehmer zu vertretende Gründe zu einer Beendigung des 
Vertragsverhältnisses nach § 16 Abs. 1, hat dieser dem Auftraggeber hieraus entste-
hende Schäden zu ersetzen. 
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§ 16 Beendigung des Vertragsverhältnisses aus wichtigem Grund 
(1) Der Auftraggeber kann vom Vertrag zurücktreten oder mit sofortiger Wirkung kündi-

gen, wenn 
1. der Auftragnehmer seine Pflicht zur Verschwiegenheit oder eine ihm auferlegte 

Verpflichtung zur Geheimhaltung von Tatsachen, die ihm im Zusammenhang 
mit dem erteilten Auftrag bekannt geworden sind, verletzt; 

2 der Auftragnehmer seine Pflichten aus § 6 verletzt; 
3. über das Vermögen des Auftragnehmers das Insolvenzverfahren oder ein ver-

gleichbares gesetzliches Verfahren eröffnet oder die Eröffnung mangels Masse 
abgelehnt worden ist oder die ordnungsgemäße Abwicklung des Vertrages 
dadurch in Frage gestellt ist, dass er seine Zahlungen nicht nur vorübergehend 
einstellt; 

4. sich der Auftragnehmer im Zuge der Begründung oder Durchführung des 
Schuldverhältnisses an unzulässigen Wettbewerbsbeschränkungen im Sinne 
des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 15. Juli 2005 (BGBl. I S. 2114; 2009 I S. 3850), zuletzt 
geändert durch Artikel 1 und Artikel 4 Abs. 2 des Gesetzes vom 5. Dezember 
2012 (BGBl. I S. 2403), in der jeweils geltenden Fassung, beteiligt hat. Dies um-
fasst insbesondere die Abreden mit Dritten über die Abgabe oder Nichtabgabe 
von Angeboten, über zu fordernde Preise, über die Entrichtung einer Ausfallent-
schädigung (Gewinnbeteiligung oder sonstige Abgaben) oder über die Festle-
gung der Empfehlung von Preisen; 

5. Ausschlussgründe im Sinne des § 6 Abs. 5 Buchst. c, d und e oder § 6 EG 
Abs. 6 Buchst. c, d und e VOL/A vorliegen. Ausschlussgrund ist insbesondere 
die Gewährung von Vorteilen im Sinne der §§ 333 sowie 334 StGB. 

(2) Weitere gesetzliche Regelungen, insbesondere das Recht zur Kündigung nach 
§§ 314, 626 BGB, bleiben unberührt. 

 
§ 17 Wirkungen der Vertragsbeendigung aus wichtigem Grund 
(1) Im Falle der Kündigung ist die bisherige Leistung, soweit der Auftraggeber für sie 

Verwendung hat, nach den Vertragspreisen oder nach dem Verhältnis des geleiste-
ten Teils zu der gesamten vertraglichen Leistung auf der Grundlage der Vertragsprei-
se abzurechnen; die nicht verwendbare Leistung wird dem Auftragnehmer auf dessen 
Kosten zurückgewährt. 

(2) Tritt der Auftraggeber nach den Bestimmungen des § 16 Abs. 1 vom Vertrag zurück, 
sind von den Vertragsparteien erbrachte Leistungen zurückzugewähren. 

(3) Die gesetzlichen Regelungen über den Rücktritt bleiben unberührt. 
 
§ 18 Vertragsstrafe 
(1) Werden Ausführungsfristen schuldhaft überschritten, ist der Auftraggeber berechtigt, 

eine Vertragsstrafe in Höhe von 0,5 Prozent des Gesamtauftragswertes pro vollende-
te Kalenderwoche, höchstens jedoch insgesamt 8 Prozent des Gesamtauftragswer-
tes ausschließlich der gesetzlichen Mehrwertsteuer zu verlangen. Bei schuldhafter 
Überschreitung der Ausführungsfrist für eine Teilleistung gilt Satz 1 mit der Maßgabe, 
dass statt des Gesamtauftragswertes der anteilige Auftragswert der Teilleistung 
maßgeblich ist. 

(2) Der Auftraggeber ist berechtigt, die Vertragsstrafe neben der Erfüllung geltend zu 
machen. 

(3) Wenn der Auftragnehmer nachweisen kann, dass ihn nur leichtes Verschulden bei 
einem Verstoß gegen Ausführungsfristen trifft oder nur ein geringer Schaden ent-
standen ist, kann der Auftraggeber von der Einforderung der Strafe absehen. 

(4) Weitergehende Ansprüche und Rechte bleiben vorbehalten. Die Vertragsstrafe wird 
auf etwaige Schadensersatzforderungen angerechnet, wenn die jeweiligen Interes-
sen identisch sind. 
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§ 19 Verletzung gewerblicher Schutzrechte Dritter 
(1) Der Auftragnehmer ist verpflichtet zu prüfen, ob seine Leistung gegen gewerbliche 

Schutzrechte verstößt. Eine derartige Pflicht besteht für den Auftraggeber nicht. 
(2) Eine Prüfpflicht besteht auch dann, wenn nach § 4 eine Leistungsbeschreibung oder 

andere Spezifikationen Vertragsbestandteil geworden sind oder werden sollen. 
(3) Stellt der Auftragnehmer fest, dass die Ausführung der Leistung ohne die Verletzung 

gewerblicher Schutzrechte Dritter unmöglich ist, hat er dies dem Auftraggeber unver-
züglich mitzuteilen. 

(4) Der Auftragnehmer stellt den Auftraggeber von Ansprüchen Dritter aus etwaigen Ver-
letzungen gewerblicher Schutzrechte frei und trägt die Kosten, die dem Auftraggeber 
in diesem Zusammenhang entstehen. 

 
§ 20 Unwirksamkeit 
Die Unwirksamkeit einzelner Klauseln oder in Klauseln enthaltener Wertungen lassen die 
Wirksamkeit der anderen Klauseln oder der in diesen Klauseln enthaltenen weiteren Wer-
tungen unberührt, sofern eine inhaltliche Trennung erfolgen kann. 
 
§ 21 Anwendbares Recht 
(1) Anwendbar ist das Recht der Bundesrepublik Deutschland. 
(2) Der Schriftverkehr mit dem Auftraggeber hat in deutscher Sprache zu erfolgen. 
 
§ 22 Gerichtsstand 
Gerichtsstand ist Dresden. 


